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Avner Less: Wurde von Ihnen in Holland auch eine
Zentralstelle für jüdische Auswanderung gegründet?





Eichmann: Eine Zentralstelle für jüdische Auswanderung in
Amsterdam - - - - das weiß ich jetzt nicht mehr, das weiß ich nicht




Dieser Text, ein Forschungsprojekt über die Rolle der Eichmann-Männer in den Niederlanden, ist ein Teil des größeren Programms „Seeking a Refuge. Jewish Refugees into and from Czech Lands, 1933-1945“, das vom Institut Theresienstädter Initiative, Prag, in den nächsten fünf Jahren behandelt werden wird. Im Rahmen dieses Projekts soll die tatsächliche Funktion der Zentralstellen detaillierter untersucht werden. 
Die Quellensituation ist sehr mager. Ich stütze mich in erster Linie auf die wenigen erhaltenen Quellen des Amsterdamer Judenrates, des Befehlshabers der SiPo und des Sicherheitsdienstes (weiter BdS), sowie Quellen aus dem Stadtarchiv Amsterdam und aus dem Politischen Archiv des Auswärtigen Amtes; insgesamt handelt es sich nur um einige wenige Dokumente.​[2]​ 
In zweiter Linie habe ich die Prozesse beteiligter Täter (insofern sie einen Prozess bekommen hatten) herangezogen: die Akten des Prozesses von Karl Rahm​[3]​ und Erich Rajakowitsch.​[4]​ Es ist problematisch, sich auf die Aussagen derjenigen zu stützen, die wissen, dass sie die Hauptbelasteten sind, deren Prozess sich mitunter 20 Jahre nach dem Krieg abspielt, und die gerade in diesen Fällen selbst als erfolgreiche und intelligente Rechtsanwälte tätig waren. Dazu kommt, dass viele dieser Aussagen im Zuge des Rajakowitsch-Prozeß von den niederländischen Ermittlern, die gleichzeitig Historiker waren, erhoben wurden. So wurden einkerkerte NS-Verbrecher wie Wilhelm Harster (der abwechselnd im Laufe der Jahre auf freiem Fuß in München oder im Gefängnis in Straubing war), der ehemalige Befehlshaber des Sicherheitsdienstes und der Sicherheitspolizei (BdS) in den Niederlanden, wiederholt zu Rajakowitschs Rolle befragt – 1960, 1963, 1967, 1968 und schließlich noch 1981. Die Lektüre der Transkripte dieser Verhöre erweckt allerdings eher den Eindruck eines Oral-History-Interviews. Die Ermittler versuchten die Antwort bei den ehemaligen Zeugen, also den ehemaligen Angestellten des SD, herauszufragen  - vergebens, natürlich. Die alten SS-Männer hatten inzwischen vergessen, wie es gewesen war, oder hatten es nie gewusst; teilweise übertrugen sie Fakten von einem Fall auf einen anderen; eine Antwort war hier dezidiert nicht zu finden. Ohne diese Aussagen steht man allerdings fast ohne Quellen da. Deswegen versuche ich immer, wenn ich diese Aussagen verwende, für diese eine Bestätigung zu finden.​[5]​

II.
Vor der Amsterdamer waren bereits drei Zentralstellen errichtet worden: in Wien im August 1938, in Berlin im März 1939 und in Prag im Juni 1939.​[6]​ Die Zentralstellen, vor allem die in Wien und Prag, arbeiteten, zusammenfassend betrachtet, auf der Basis, dass der Sicherheitsdienst den Kontakt mit der Jüdischen Gemeinde und/oder einer anderen Institution, die ausreichendes Ansehen unter den Juden genoss (z.B. die Flüchtlingshilfskomitees), herstellte; die Jüdischen Gemeinden wurden dann mit der Aufsicht über alle Juden des Landes beauftragt. So konnte die Zentralstelle Druck auf „die Judenschaft“ ausüben. Die Zentralstelle bemühte sich dann um die Auswanderung so vieler Juden wie möglich, wobei die Juden einen beträchtlichen Teil ihres Vermögens zurücklassen mussten. Dieses wurde von der Zentralstelle beschlagnahmt und in dem sogenanntem „Auswanderungsfonds“ verwaltet.​[7]​ Aus diesem Auswanderungsfonds wurden dann ab 1.Oktober 1941 die Kosten für die Deportation der Juden bezahlt.​[8]​ Ich werde im Folgenden, wenn Vergleiche mit Amsterdam gezogen werden, Prag als Modell beschreiben, denn „Prag war nicht Wien“: das Modell wurde hier weiter entwickelt, und die Umgebung war wie den Niederlanden ein okkupiertes, nicht-deutschsprachiges Land.
Zwischen Juni 1939 und März 1941, als die Amsterdamer Zentralstelle errichtet wurde, hatten sich die Pläne der NS-Judenpolitik stark verändert, von der forcierten Auswanderung zur territorialen „Lösung,“ bei der schon der Tod vieler Deportierter in Kauf genommen wurde. Der Plan für das Judenreservat in Nisko wurde verworfen, im Laufe des Jahres 1940 wurde der Madagaskar-Plan erörtert. Im Frühjahr 1941 war aber nur noch wenig Emigration möglich. Wenn diese jedoch kaum möglich ist, wozu wurde eine Zentralstelle für jüdische Auswanderung, errichtet?
Im Kontext dieser Frage stellt sich auch eine weitere Frage: Sowohl in Wien als auch in Prag wurden die Zentralstellen relativ schnell nach der Okkupation bzw. dem „Anschluss“ errichtet. In Amsterdam dauert dies beinahe ein Jahr. Warum dauerte es so lange?
Drittens: Obwohl die Zentralstelle in Amsterdam nach dem Prager Vorbild errichtet wurde, funktionierte sie nie wie diese. Es gibt zwar in der niederländischen Judenverfolgung einige Züge, die erkennbar von dem Prager oder Wiener Vorbild übernommen wurden (wie die jüdischen Arbeitslager,​[9]​ die Arisierungsbank Liro, die auch die Kosten für den Abtransport der Juden trug), jedoch bekam die Zentralstelle nie die Bedeutung ihrer Vorgängerinnen. Sie verfügte nicht über die Entscheidungsgewalt über die niederländischen Juden. Es fand kaum eine Auswanderung statt, es wurden keine Auswanderungsfonds gegründet, und die Kontrolle über die Juden hatte sie auch nie in der Hand. Erst im Dezember 1941 bekam sie eine kleinere exekutive Funktion, indem sie für Verhaftungen und Razzien zuständig gemacht wurde. So blieb es auch bis Kriegsende; die Zentralstelle wurde ein Teil der im Frühjahr 1942 errichteten Abteilung IVB4 des Haager BdS, die für die Juden zuständig wurde, und die tatsächlicher Entscheidungsgewalt ausübte. Warum gelang es den Errichtern der Zentralstelle nicht, auch die legislative Funktion zu erobern?
Die Frage nach dem Sinn der Errichtung der Zentralstelle für jüdische Auswanderung in Amsterdam haben sich nur die wenigsten Historiker gestellt. In den allgemeinen Historien der niederländischen Judenverfolgung bzw. der Kriegszeit wird zwar der Prager Besuch erwähnt, aber auf die Errichtung der Zentralstelle nicht näher eingegangen.​[10]​ Eine Ausnahme ist Louis de Jong, der zu der Meinung neigt, dass die Zentralstelle nie zur Auswanderung dienen sollte, die Errichtung sei lediglich ein Trick gewesen.​[11]​ Seiner Meinung schließt sich auch der Brite Bob Moore, Autor der letzten Übersicht der niederländischen Judenverfolgung.​[12]​
Einige Aufsätze, die sich mit eng mit der Zentralstelle verwandten Themen beschäftigen, werfen ebenso spärlich Licht auf die Sache. De Jongs langjähriger Mitarbeiter, Benjamin Sijes, entschied sich dafür, aufgrund der mangelhaften Quellenlage lieber keine generalisierende Aussagen zu treffen.​[13]​ In der Auseinandersetzung über die Errichtung des Judenrates zwischen dem Israelis Dan Michman und Johannes Houwink ten Cate. Bei beiden wird die Errichtung der Zentralstelle nur nebenbei erwähnt: Während Dan Michman darin den logischen zweiten Schritt nach der Errichtung des Judenrates sieht – die ihm zufolge auf Aufforderung durch den BdS geschah, um einen Judenrat „polnischen Stils“ zu aufzustellen,​[14]​ sieht Houwink ten Cate die Zentralstelle als einen Objekt, den der HSSPF Rauter errichten ließ, um die Kontrolle über das niederländische Judentum in der Konkurrenz mit dem Reichskommissar zu gewinnen.​[15]​ Eine Besonderheit stellt in dieser Auswahl der Artikel Joseph Michmans, der sich eine ähnliche Frage wie dieser Aufsatz stellt. Da aber seine Ausführungen an die damaligen Ansichten über die Entwicklung der Endlösung der Judenfrage aufbauen, deren Hauptzüge – die zentrale Befehlsgewalt, totale Gehorsamkeit der Unterordneten und der Stand der Forschung zu den Einsatzgruppen von Anfang 1980 – als heute überholt gelten dürften, hat die Aktualität Michman Seniors Forschung der Zeit Einiges eingebüßt.​[16]​ Das Gegenteil kann jedoch über seine akribische Quellenarbeit behauptet werden. An die Arbeiten der beiden Michmans lehnt sich ein anderer israelischer Historiker, Yaakov Lozowick in seiner neuen Arbeit über die „Eichmann-Männer“.​[17]​

III.
Am 10. Mai 1940 wurden die Niederlande durch die deutschen Truppen angegriffen.​[18]​ Die Königin und die Regierung flohen noch vor der Kapitulation nach England. Nachdem das Land kapituliert hatte, wurde es das „Reichskommissariat Niederlande“​[19]​ mit dem aus Iglau stammenden Reichskommissar Dr. Arthur Seyß-Inquart, angereist aus dem Generalgouverment, wo er als Vertreter Hans Franks fungiert hatte.​[20]​ Das Reichkommissariat war dem Protektorat nicht unähnlich, vor allem in den ersten zwei Jahren. Dennoch gab es einen signifikanten Unterschied zum Protektorat in Hinsicht auf die Stimmung der Menschen, und die allgemeine Mentalität; die Bewohner glaubten an eine baldige Befreiung.​[21]​ Die eigentliche Verwaltung – eine Zivilverwaltung​[22]​ lag in den Händen Seyß-Inquarts. 
Seyß-Inquart standen vier „Generalkommissare“ zur Seite. Das waren der Generalkommissar waren Fritz Schmidt „zur besonderen Verwendung“; über den Westfalen Schmidt wurde gesagt, er wäre die rechte Hand Martin Bormanns.  Die Österreicher und seine Bekannten Dr. Friedrich Wimmer und Dr. Hans Fischböck, holte sich Seyß-Inquart zu sich, wo sie Generalkommissar für Verwaltung und Justiz (Wimmer) respektive Finanzen (Fischböck) wurden. Der letzte, Generalkommissar für das Sicherheitswesen, war gleichzeitig der HSSPF, der durch diese Kombination zweier Funktionen ungewöhnlich weitreichende Befugnisse hatte: Hanns Albin Rauter, der Vertreter und naher Mitarbeiter des Reichsführers der SS Heinrich Himmlers. Außerdem verfügte der Reichskommissar über zwei Beauftragte für die Städte Amsterdam und Rotterdam und weitere 11 für die Provinzen. Der BdS, Dr. Wilhelm Harster, siedelte ebenso wir der HSSPF Rauter in Den Haag (wo auch die Königin und die ehemalige Regierung residiert hatten). Der BdS verfügte über sieben Außenstellen - eine davon in Amsterdam. Amsterdam wurde daher von den meisten Besatzungsstellen als Peripherie behandelt, obwohl es die größte Stadt war, in der auch 60% der Juden lebten. 
Seyß-Inquart formulierte ab dem September 1940 in seinen Verordnungen ein Modell der antijüdischen Maßnahmen. Bis zum Februar 1941 ging es um die Anmeldung jüdischen Besitzes. Gleichzeitig mussten alle Beamten eine „Arierklärung“ unterschreiben, woraufhin die jüdischen Beamten in Februar 1941 entlassen wurden. Es ist wahrscheinlich, dass diese antijüdischen Verordnungen aus Berlin geschickt worden waren;​[23]​ dafür spricht auch, dass sich die VO zu dem Raub des jüdischen Besitzes an denen aus dem Reich orientierten.​[24]​ Nach dem Oktober 1940 kam eine Lücke in den antijüdischen VO, „da die Niederländer noch keineswegs politisches Verständnis für die deutsche Auffassung der Judenfrage hatten.“​[25]​ Den VO 6/1941 von 10.1.1941 nach mussten sich all die Juden und Halbjuden anmelden; die Registrierung an sich wurde im Februar vorgenommen; die lokalen niederländischen Autoritäten führten erfolgreich die Anmeldung vor Ort durch. Das Ergebnis (Namen, Geburtsort, Adresse) kam in einem Band des nl. Einwohnermeldeamtes 1942 heraus.​[26]​
Im Februar 1941 änderte sich die Situation radikal. Dr. Hans Böhmcker, der Beauftragte  des Reichskommissars für die Stadt Amsterdam, ehemaliger Bürgermeister Lübecks,​[27]​ und eigentlich der alleinige Herr über die Stadt Amsterdam, in der fast 60% der Juden lebten, entschied sich, das alte jüdische Viertel, Jodenbuurt, abzuriegeln und ein Ghetto zu errichten.
Die Nationaal Socialistische Nederlandsche Arbeiders Partij (NSNAP), eine der zwei starken niederländischen nationalsozialistischen Parteien, griff seit dem Herbst zusammen mit der niederländischen nationalsozialistischen Weerafdeling (WAers) verstärkt jüdische Läden und andersdenkende Niederländer an. Sowohl die Amsterdamer Außenstelle des BdS, als auch der Beauftragte Böhmcker pflegten zu ihnen Beziehungen.​[28]​ Die Intensität der von ihnen verursachten Tumulte nahm allerdings im Laufe der Zeit zu, so dass sie sowohl Böhmcker als auch Rauter in die Schranken weisen mussten.​[29]​ Im Februar 1941 glitt Böhmcker die Situation aus der Hand, indem die WAers brutale Angriffe auf jüdische Cafés unternahmen; sie griffen sogar die Amsterdamer niederländische Polizei an, und führten Angriffe in der Jodenbuurt durch, wo es ihnen eigentlich verboten war. Ein WAer wurde dabei schwer verletzt und starb kurz danach. In der Nacht zwischen dem 11. und 12. Februar holte sich Böhmcker die Zustimmung von dem Generalkommissar Schmidt, der sie nach einer Rücksprache mit Seyß-Inquart auch erteilte.​[30]​
Am nächsten Tag wurde das Viertel von den anderen abgeriegelt. Parallel dazu ernannte Böhmcker drei Vertreter der Jüdischen Gemeinde zu dem sogenannten „Judenrat für die Stadt Amsterdam“. Der HSSPF Rauter war zu diesem Zeitpunkt auf Krankheitsurlaub in Österreich; Seyß-Inquart im Begriff, in seinen Urlaub nach Kitzbühl wegzufahren, wo er bis zum 26. Februar blieb; Harster war bereits in Kitzbühl, und bleib mindestens bis zum 26. Februar dort.​[31]​ Ich schließe mich der Meinung de Autoren von „Oorlog in de stad“ in ihrer Interpretation an, die Errichtung des Judenrates sei ein ziemlicher Alleingang Böhmckers gewesen.​[32]​ Dabei war Böhmcker kein großer Kenner Amsterdams, beispielsweise hatte er die Anzahl der Reichsdeutschen, die in der Jodenbuurt lebten, völlig unterschätzt. Aus den drei jüdischen Vertretern wurden sehr schnell zwei, denn die zwei Rabbiner der ursprünglichen Besetzung des Judenrates entschieden sich, dass ihnen diese politische Aufgabe nicht behagte, und der übriggebliebene Diamantenhändler Abraham Asscher stellte Böhmcker den Altertumsprofessor und Vorsitzenden des Hilfskomitees für jüdische Flüchtlinge, David Cohen, vor.
Währenddessen setzten sich die Unruhen fort. Die Anhänger der NSNAP griffen eine von zwei deutschen Juden betriebene Eisdiele an, wobei ein Mitglied der Ordnungspolizei mit Ammoniak besprüht wurde. Rauter schrieb Himmler, er würde sich freuen, Gelegenheit zu haben, in Amsterdam, wo jetzt so viel los wäre, endlich härtere Maßnahmen gegen das jüdische Viertel zu ergreifen.​[33]​ Harsters Vertreter Knolle führte am 22. Februar zwei Vergeltungs-Razzien mit der Ordnungspolizei in der Jodenbuurt durch, und nahm über 400 junge Juden fest. Diese wurden als Geiseln gehalten. Es war die erste Razzia in den Niederlanden (und ganz Westeuropa).​[34]​ 
Am 25. und 26. Februar 1941 streikten die Amsterdamer Arbeiter. Ob dies tatsächlich aus Solidarität mit ihren jüdischen Genossen geschah, wie der niederländische Nationalmythos behauptet, sei dahingestellt.​[35]​ Die Straßenbahnen fuhren nicht, die Schiffe im Hafen wurden nicht entladen etc. Der Streik wurde unterdrückt, und die ca. 400 gefangenen jüdischen Männer als Vergeltung nach Buchenwald und von dort später nach Mauthausen geschickt.​[36]​ Mit Ausnahme von zwei kehrte weder von dieser Gruppe, noch aus den folgenden vier Mauthausen-Transporten jemand zurück. Der Streik war das größte Ereignis, womit die Niederlande die Aufmerksamkeit der Berliner Stellen – vor allem des Reichsführers der SS, Heinrich Himmler, auf sich zogen: Der Streik beschäftigte ihn über eine Woche.​[37]​ Auch der Reichspropagandaminister Goebbels befasste sich mit dem Streik (der auch als eines der führenden Ereignisse in den Zeitungen erschien). Goebbels wurde auch deswegen einbezogen, weil er der Berliner Ansprechpartner für den Generalkommissaren Schmidt war, der als einziger Zuständiger des Reichskommissariats da war.​[38]​ Goebbels riet zu einer „Pferdekur,“​[39]​ die darin bestehen sollte, dass man große Summen Sühnegelder anforderte, und „eine Menge Todesurteile“​[40]​ an den Juden vollstreckte. Es war aber offensichtlich doch Himmler, der sich der Sache annahm. Wie der Reichsmarschall Göring während eines Berichts des Generals der Infanterie Georg Thomas sagte, wüsste er über den niederländischen Streik Bescheid, und die „Polizei (Himmler) [würde] Ordnung schaffen.“​[41]​ Seyß-Inquart behauptete in seinen Nürnberger Nachkriegsverhören, die Überführung der 400 Juden sei auf Himmler Befehl geschehen.​[42]​ Die Berliner Instanzen nahmen den Streik als ein von Juden verursachtes Problem an, und gingen damit auch entsprechend um. 
Es war tatsächlich Rauter, der als Erster eingriff. Kurz nach dem Streik, setzte er einen neuen Beauftragten der deutschen Polizei, den SS-Oberführer und Polizeipräsidenten, Senator Walther Schröder aus Lübeck ein.​[43]​ Rauter erließ gleich am 27.2. eine Verfügung, dass die wegen „den Amsterdamer Vorfällen“ aus Amsterdam geflüchteten Juden von den örtlichen Polizeibehörden zurückgeschickt werden sollten.​[44]​
Am 12.3.1941 erließ Seyß-Inquart die Verordnung darüber, dass der Generalkommissar für Finanzen, Fischböck, in anmeldepflichtige, also jüdische, Betriebe Treuhänder einsetzen kann. Das war der Anfang der Beschlagnahmung des jüdischen Besitzes.​[45]​ Der Historiker Aalders hält diesen Punkt für den Anlass Heydrichs, in den Niederlanden eine Zentralstelle  errichten, um selbst Kontrolle über den jüdischen Besitz zu behalten.​[46]​ Diese Verordnung war allerdings seit Oktober 1940 vorbereitet worden, hatte seit November die Zustimmung Hitlers bekommen und wurde am 27.2. durch den Reichskommissar unterschrieben, der sie als „Gegenmaßnahme auf den holländischen Generalstreik zugunsten der Juden“ betrachtete. Um aber das Abschreckungsziel nicht zu verfehlen, und damit es nicht zu neuen Unruhen kommt, erfolgte die Veröffentlichung erst am 12.3. So meldeten die Vertreter des Auswärtigen Amtes nach Berlin zwei Wochen vor der Publikation der Verordnung; es ist undenkbar, dass Heydrich darüber nicht informiert gewesen wäre. Zwischen der zuständigen Abteilung des Auswärtigen Amtes und dem IVB4 gab es einen regen Informationenaustausch. Wichtiger noch, wenn die Vertreter des Auswärtigen Amtes in den Niederlanden von Seyß-Inquarts Plänen wussten, ist anzunehmen, dass der BdS genauso gut unterrichtet war.​[47]​ Des Weiteren war die Treuhänder-Verordnung lediglich eine aus einer logischen Reihe, sie folgte der Verordnung über die Anmeldung des jüdischen Besitzes. 
Rauter hatte zu den Mitgliedern des Judenrates bereits seit dem Moment Kontakt, als er die 400 jungen Juden verhaften ließ. Das war auch die erste Zusammenarbeit des BdS mit der NS-Judenpolitik in den Niederlanden​[48]​ (mit Ausnahme der Überprüfung auf Zuverlässigkeit der Unterlagen der Treuhänder​[49]​). Um die genauen Listen der Verhafteten zu bekommen, kontaktierten Asscher und Cohen am 3. März die Amsterdamer Außenstelle des BdS.​[50]​ Rauter forderte die Liste der Mitglieder des Judenrates (Asscher und Cohen waren die Vorsitzenden), und der Austausch fand noch Anfang März statt.​[51]​ Am 10. März überfiel die SiPo das Büro des Hilfskomitees, und konfiszierte dessen Bankkonten.​[52]​ Wahrscheinlich auf Forderung der SiPo verfassten die wichtigsten Mitarbeiter des Hilfskomitees, David Cohen und Gertrude Cohn-van Tijn am demselben Tag einen Bericht über die Hilfskomiteeaktivitäten.​[53]​ In diesem Schreiben erwähnte das Hilfskomitee auch, dass z.Zt. die Auswanderung aus den Niederlanden völlig zum Stillstand gekommen sei, da die deutschen Behörden keinerlei Ausreisevisen ausgeben würden, auch nicht an Menschen mit gültigen Visen.
Danach hatte die SiPo einen gewissen Spielraum, um auf den Judenrat Einfluss auszuüben. Es ist ungewiss, ob sich Rauter selbst zu dieser Aktion entschieden hat, oder ob er dazu einen Befehl von Himmler oder Heydrich erhalten hatte. Himmler stand in den Tagen nach dem Streik in intensivem Kontakt mit Rauter. Der BdS Harster kehrte kurz vor dem 5. März 1941 zurück.​[54]​ Kurz danach, am 27. März, trafen die Prager Juden ein, beide engagierte Zionisten:​[55]​ Jakob Edelstein, der Leiter des Palästina-Amtes in Prag, und Richard Israel Friedmann, ein Wiener Jude, der 1939 aus Wien nach Prag geschickt wurde, um hier bei der Errichtung der Zentralstelle behilflich zu sein.​[56]​ Mit ihnen trafen, laut einigen Aussagen gleichzeitig, nach anderen getrennt mit einem Auto aus dem Protektorat, der Leiter der Prager Zentralstelle, Hauptsturmführer Hans Günther und sein Vertreter Untersturmführer Karl Rahm ein.​[57]​ Alle Aussagen stimmen darin überein, (und es stehen uns lediglich die wenigen Dokumente und Erinnerungen der Mitglieder des Amsterdamer Judenrates zur Verfügung; sowohl Edelstein als auch Friedmann wurden in Birkenau ermordet) dass die „Prager“ kamen, um dem Amsterdamer Judenrat in dem anfänglichem Umfang mit der Zentralstelle zu assistieren, und überhaupt einzurichten.
Am 1.4.1941 wird die Zentralstelle zum ersten Mal in dem Anschriftenverzeichnis des BdS erwähnt. Merkwürdigerweise wird hier Willi Zöpf als ihr Leiter genannt.​[58]​ In einem Brief von 7.4.1941 fordert Edelstein Cohen dann auf, einige Zimmer für eine Expositur in der Nähe des „neuen Emigrationsbüros in der Van Eeghenstraat“ zu mieten.​[59]​ Die Expositur wurde allerdings nicht sofort gegründet, vielmehr scheint es, dass zunehmend die Abteilung des Joodschen Raads auf dem Lijnbaansgracht 366 diese Funktion ausgeübt hatte.​[60]​ Erst im September wurde unter dem Hauptsturmführer Hellmuth Reinhard endlich die Expositur in Van Eeghenstraat 151 gemietet.​[61]​
Edelstein und Friedmann berieten die Amsterdamer Juden, wie man am besten die Auswanderung vorantreiben könne, wie man am ehesten möglichst viele Juden in Sicherheit bringen und Visen besorgen könne; kurzum, sie vermittelten ihnen ihre teuer erworbenen Erfahrungen. So beriet Edelstein Gertrude van Tijn-Cohn, die Leiterin der Auswanderungsabteilung des Judenrates. Zu van Tijns Überraschung beriet sie Edelstein, wie sie sich den deutschen Befehlen entziehen könne – ihr Staunen wurde nicht kleiner, als ihr beschrieben wurde, wie viele Formulare man bei der „vereinfachten“ Auswanderung via die Zentralstelle ausfüllen musste.​[62]​ Cohen schreibt 1957 in seinen Erinnerungen davon, dass ihm Edelstein angeraten hatte, möglichst viele Menschen in den Arbeitseinsatz zu befördern – womöglich in Arbeitslager – um sie vor Deportationen nach Lublin und Polen zu schützen.​[63]​ Natürlich misstrauten die Amsterdamer den beiden Pragern zuerst. Aber sowohl Edelstein als auch Friedmann, beide noch in ihren Dreißigern, waren faire und tapfere Menschen, und so gelang es ihnen das Vertrauen der Amsterdamer zu gewinnen. 
Gleichzeitig wirkten die Prager SS-Männer, Günther und Rahm, bei der Einrichtung der Zentralstelle mit.​[64]​ Günther klärte die Vorsitzenden des Joodschen Raad auf, wie er mit der Zentralstelle zusammenzuarbeiten haben wird, nämlich mittels einer noch zu errichtenden Expositur, also einer Außenstelle des Judenrates. Auch in Amsterdam hat er seinen erprobten psychologischen Trick auf die Juden angewandt – er beeindruckte und gewann sie mit seinen Kenntnissen der Hebräistik und Zionismus. Der Trick ging auf: Er gewann das Vertrauen des professorenhaften Akademikers Cohen. „Ich hätte mit ihm [Hans Günther] prinzipielle Fragen besprechen können (…) Ihm hätte ich erklären können, welchen Hass der Geschlechter die Deutschen durch die Judenverfolgung auf sich ziehen werden. Er hätte mir geglaubt und hätte mir Aufmerksamkeit geschenkt,“​[65]​ glaubte Cohen noch nach Jahren. Welche Verhandlungen die Prager SS mit dem BdS in den Haag führten, ist ungewiss. Sie waren jedoch, ebenso wie Edelstein und Friedmann, ausgezeichnete Spezialisten auf ihrem Feld: Sie gehörten zu den „Eichmann-Männern“ noch aus Wiener Zeiten, und bauten bereits die Prager Zentralstelle mit aus.
Edelstein und Friedmann haben zwar das Vertrauen der Amsterdamer weitgehend gewonnen, der Sinn ihrer Warnungen vor denen zu kommenden weiteren Verfolgungen ging aber verloren. Der Grund dazu war zweierlei: Aus den Akten wird deutlich, dass die Amsterdamer Juden mit diesen plötzlichen Veränderungen völlig überfordert waren – sie verstanden sie größtenteils nicht. Sie waren noch nie einer solchen Behandlung ausgesetzt worden, wussten gar nicht, warum sie emigrieren sollten – das Hilfscomité half lediglich den Emigrationswilligen – das waren die deutschen Emigranten, die niederländischen Juden selber emigrierten kaum. Cohen und Asscher verstanden offensichtlich, was von ihnen gewollt wurde, und trauten den Erfahrungen der Prager nicht (die beide mitunter in Nisko waren). Die Stimmung in den Niederlanden war auch eine völlig andere als im Protektorat: das Land war noch kein ganzes Jahr besetzt, die antijüdischen Verordnungen waren noch relativ erträglich, und man glaubte an eine baldige Befreiung durch das Nachbarland England.​[66]​ Zudem hatten die Niederlande keinen Krieg seit dem napoleonischen erlebt.
Die andere Erklärung für den Unverstand war die, dass der Judenrat die ganze Zeit die Kontakte zu Böhmcker aufrecht hielt, und sich bei ihm bemühte, einen geregelten rechtlichen Status innerhalb des jüdischen Lebens zu erhalten.​[67]​ Die Prager Juden bezogen sich in ihren Ausführungen lediglich auf die Zwangszusammenarbeit mit der SS, während der Amsterdamer Judenrat zwischen mindestens zwei Mühlenrädern stand – der neu errichteten Zentralstelle, und damit auch der Amsterdamer Außenstelle des BdS, und dem Beauftragten Böhmcker. 
Der Optimismus der Niederländer war so groß, dass sie damit die Prager ansteckten.​[68]​ Friedmann soll in seiner Freizeit die Amsterdamer Museen besucht haben.​[69]​ Edelstein widmete seine Freizeit Begegnungen mit den niederländischen Zionisten; unter anderem besuchte er das Heim der Palästina-Pionieren in Loosdrecht.​[70]​ Hier wohnten die jugendlichen Flüchtlinge aus dem deutschsprachigen Raum, die hier auf Hachschara (eine landwirtschaftlicher Lehrsiedlung für junge Menschen, die nach Palästina emigrieren wollten) waren.​[71]​ Sonst traf er sich mit Marius Kahn, dem Vorsitzenden der niederländischen. Zionistischen Föderation,​[72]​ und besuchte die tschechoslowakischen Emigranten.​[73]​ Mitte Mai fuhren die Prager ab; sie kamen jedoch Anfang Juli wieder zurück, diesmal nur noch Hans Günther mit Richard Israel Friedmann. Später im Juli war Rahm nachgereist und hatte Günther gewechselt.​[74]​ Über seinen zweiten Besuch ist jedoch nichts Weiteres bekannt.​[75]​ 
Etwa zu dem selben Zeitpunkt wie die Prager kam der Obersturmbannführer Erich Rajakowitsch nach Amsterdam. Rajakowitsch, geboren 1905 in Triest, studierte in Graz Jura, zusammen mit Rauter. Er kannte aus diesen Zeiten auch Seyß-Inquart und Fischböck, die beide Rechtsanwälte waren.​[76]​ Er schloss sich 1938 über die sgn. Gildemeester-Aktion der Wiener Zentralstelle an, und wurde einer Eichmanns nächsten Mitarbeiter: Er beteiligte sich an der Nisko-Aktion, kam mit Eichmann nach Berlin, nahm an mehreren wichtigen Konferenzen zur Endlösung der Judenfrage teil.​[77]​  In Prag war er als „zur besonderen Verwendung“ bezeichnet; er hatte hier die Auswanderungsfonds mit aufgebaut.​[78]​ Seinen Aussagen zufolge pendelte er ab 1940 zwischen Wien (wo er weiter seine Rechtsanwaltpraxis zu haben behauptete), Prag und Berlin, wo er ab 1940 mit Eichmann auf der RSHA-Version des Madagaskar-Planes mitarbeitete.​[79]​ Zumindest in den ersten Monaten war er einer der Hauptmitarbeiter an der neuen Version der Rassengesetze, mit denen neu bestimmt werden sollte, wer und wie verfolgt wird.​[80]​ Dieser Mann, man würde fast sagen, „Eichmanns rechter Augapfel“, wurde in die Niederlande geschickt – um, wie er behauptete: „Mein Auftrag lautete, nach Muster des Prager Auswanderungsfonds auch in Holland einen solchen Fonds zu schaffen, der das gesamte vom Reichskommissar beschlagnahmte Vermögen horten sollte, um es bei der Umsiedlungsaktion nach Madagaskar zu verwerten. Es lag kein schriftlicher Auftrag vor.“​[81]​ In den folgenden Ausführungen wechselte Rajakowitsch (er ließ seinen Nachnamen 1953 in Enrico Raja ändern) von der Behauptung, er hätte lediglich mit den Auswanderungsfonds – die in seinen Schilderungen etwas vollkommen Anderes als die Zentralstelle wären – zu tun gehabt - zu der Aussage, er hätte sich lediglich mit den weiteren Vorbereitungen des Madagaskarplans beschäftigt.
Sicher ist, dass Rajakowitschs Pläne zur Errichtung der Auswanderungsfonds als eine Alternative zu den Raubplänen Fischböcks diskutiert wurden. Am 18.4.1941 legte Rauter Seyß-Inquart einen Vorschlag zur Errichtung einer Zentralstelle nach dem Wiener oder Prager Vorbild vor. Diese sollte „beispielgebend für die Lösung der Judenfrage in sämtlichen europäischen Staaten“ sein. In der Aufzählung, wofür diese zuständig sein sollte, gleicht sie wirklich den Vorbildern Wien und Prag.​[82]​ Die Errichtung, so der Brief weiter, würde auf Veranlassung Heydrichs passieren, der hiermit einen persönlichen Wunsch Seyß-Inquarts erfüllen würde. Tatsächlich behauptete Seyß-Inquart in seinen Nürnberger Verhören, im Frühjahr 41 sei Heydrich zu Besuch gekommen.​[83]​
Rauter kam am 5.5. in Berlin zu Besuch und aß hier zusammen mit Seyß-Inquart und Himmler zu Mittag, „im kleinen Kreis,“ noch zusammen mit dem Gruppenführer Karl Wolff.​[84]​ Der Inhalt der Unterhaltung ist unbekannt. 
Am 19. Mai wurde von Seyß-Inquart bei einer Chefsitzung (dem meist wöchentlichen Treffen des Reichkommissars mit den Generalkommisären) der Vorschlag von 18.4.1941 abgelehnt.​[85]​ Offensichtlich legte Fischböck in der Zwischenzeit einen Alternativvorschlag vor, der die Beschlagnahmung des jüdischen Besitzes besser regeln konnte als der von Rajakowitsch. Bezüglich der Zentralstelle äußerte sich der Reichskommissar, er wolle die „Judenangelegenheiten“ unter eigenen Obhut behalten; er wäre allerdings damit einverstanden, die hier beschlagnahmten Güter für die „Endlösung der Judenfrage“ zu benutzen.
Es wäre denkbar, dass Rajakowitschs Pläne abgelehnt wurden, da sie zu sehr auf die Auswanderung fixiert waren. Rajakowitsch hatte nämlich nur Erfahrungen mit dem Raub in Verbindung mit Auswanderung, während Fischböck seinen Plan unabhängig von der Auswanderung vorbereiten konnte. Seyß-Inquart hatte sich nie mit der „Lösung der Judenfrage“ in den Niederlanden beschäftigt (nicht im Sinne der Entfernung der Juden aus deren Gebiet). Die Forschung hatte bereits darauf hingewiesen, dass Seyß-Inquart die Anweisungen zu antijüdischen Maßnahmen aus Berlin empfing.​[86]​ Man könnte diese Interpretation dann weiter verfolgen; Seyß-Inquart hätte angenommen, Berlin würde einfach die „Lösung der Judenfrage“ als eigene Zuständigkeit betrachten. So konnte er seine antijüdischen Maßnahmen bis zur Arisierung in Kraft setzen, und damit sicherstellen, dass der jüdische Besitz in seinem Bereich bleibt.​[87]​ Was mit den bettelarmen Juden danach passieren soll, lautete Logik des niederländischen Reichskommissars, dass sich schon Berlin darum kümmern würde.
Der beschlagnahmte jüdische Besitz sollte von einer zu diesen Zwecken errichteten Stiftung verwaltet werden. Die Idee wurde aber kurz danach wieder fallen gelassen, und statt dessen ließ Fischböck am 31.5. eine „Vermögensverwaltungs- und Rentenanstalt“ (VVRA) errichten. Der VVRA hatte „die Erlöse aus der Entjudung der gewerblichen Wirtschaft zu sammeln.“ ​[88]​ Seyß-Inquart forderte Rajakowitsch Anfang August auf, sich in am Kuratorium des VVRA zu beteiligen, und dieser tat es fleißig.​[89]​
Am 10. Juni 1941 fand ein Angriff auf die Schubertstrasse statt, worauf Rauter aufgrund der kürzlich erhaltenen Listen des Judenrates 300 Juden verhaftete und diese nach Mauthausen schickte. Dafür holte er sich die Zustimmung Himmlers.​[90]​ 
Die Idee der ursprünglichen Zentralstelle wurde auch nach dem Mai offensichtlich nicht aufgegeben, da Ende Juli 1941 – kurz oder gar noch vor der Abreise Karl Rahms - Hauptsturmführer Ferdinand aus der Fünten eintraf, der  fast sofort nach seiner Ankunft, am 2.8.1941, von Erich Deppner, der im Frühjahr 1940 in dem Amt III C 1 des RSHA gearbeitet hatte,​[91]​ nach Prag zur dreiwöchigen Schulung in die dortige Zentralstelle geschickt wurde. Hier sollte er sich in die Judenregistrierung und die Administration der Geldangelegenheiten der emigrierten Juden einarbeiten. Er arbeitete für das „Aufgabengebiet III.“​[92]​ Am 8. August 1941 traf Hauptsturmführer Hellmuth Reinhard aus dem Amt III des RSHA (SD-Inland) ein.​[93]​ Reinhard traf sich mit den Vertretern des Judenrates;​[94]​ zu seiner Zeit wurde auch eine Kartothek aller Juden in dem Erdgeschoss der Zentralstelle aufgestellt.
 Ebenso am 8. 8. trat die Verordnung 148 in Kraft, die besagte, dass die jüdischen Inhaber ihre Konten bei der Bank Lippmann, Rosenthal & Co. einzuzahlen hätten.​[95]​ Dies war ein weiterer Schritt in der Enteignung der jüdischen Bevölkerung, die hiermit ihrer wirtschaftliche Unabhängigkeit beraubt wurde.
Am 28.8.1941 gründete Harster ein „Sonderreferat J“ (SRJ). Der SRJ war ein Versuch, erneut einen Teil der Entscheidungsgewalt über die Judenangelegenheiten an sich zu ziehen. Die in der Gründungsakte genannten Kompetenzen waren: Kontakte zum Judenrat, Regelung des Arbeitseinsatz von Juden, jüdische Presse, Auswanderung und Mitwirkung beim Ausbau der von Fischböck geschaffenen Einrichtungen zur Hortung des jüdischen Vermögens. Die Zentralstelle sollte für die „Durchschleusung von Juden als Vorausmaßnahme für die kommende Aussiedlung“ zuständig sein.​[96]​ Wie Harster in seinen späteren Verhören behauptete, konnte er sich an sein eigenes Tun in dieser Angelegenheit nicht erinnern, und nahm an, Rajakowitsch hätte diesen Vorschlag selbst ausgearbeitet und ihn Harster lediglich zur Unterschrift vorgelegt.​[97]​ Mit der Gründung des SRJ zog Rajakowitsch nach Den Haag um.
Am 9. September traf sich Rajakowitsch mit dem Angestellten des Generalkommissars für Justiz und Verwaltung, Hans Calmeyer, um durch ihn, den er für eine „Schwachstelle“ im Wimmers Amt hielt, die Verwirklichung seiner Pläne erwirken zu können. Rajakowitsch vermittelte mündlich Calmeyer die Fassung zu den vorgelegten Eheverboten zwischen Juden und Nichtjuden, die er Rauter zuschrieb, und machte Andeutungen über den Stand der Endlösung:

„neue Blutschutzbestimmungen [...] Die Pläne stehen im engen Zusammenhang mit den theoretisch bereits näher umrissenen organisatorischen Fragen der Aussiedlung, die praktisch ja wohl noch weit von der Verwirklichung entfernt sind. [...] es ist klar, dass Berlin eine Verordnung, wie sie in den Niederlanden – nach dem bisherigen deutschen Muster – jetzt vorgeschlagen ist, nicht gerne sehen wird. Dies insbesondere, weil man mit der Auswanderungsstelle in Amsterdam ein Muster für ganz Europa schaffen möchte.“​[98]​ 


Ob Rajakowitsch bluffte, versuchte, durch wichtigklingende Aussagen Einfluss auf den Gang der Sachen zu gewinnen?​[99]​ Die Amsterdamer Auswanderungsstelle als Muster für ganz Europa klingt nicht ganz wahrscheinlich. Rajakowitsch wählte fast dieselben Worte, wie Rauter in seinem Vorschlag dem Reichskommissar von 18.4.1941 benutzte; vielleicht bezog er sich darauf absichtlich. Andererseits wurden gerade in dieser Zeit in Berlin Kämpfe um die Blutschutzbestimmungen (tlw. gerade aus Anlass Seyß-Inquarts Vorbereitungen zu einer neuen Verordnung) ausgefochten.​[100]​ Außerdem waren  lutschutzbestimmungen Rajakowitschs Spezialität.​[101]​
Etwa in dieser Zeit wurde einem der Vorsitzer des Joodschen Raad, David Cohen, von jemandem aus der Zentralstelle der Anweisung aufgetragen, täglich 20 Emigrationsfälle der Auswanderungswilligen einzuliefern.​[102]​ Die fordernde Person bleibt aus der Versammlungsaufzeichnung, in der das Ereignis überliefert ist, unbekannt. Aus zwei Gründen ließe sich aber auf Erich Rajakowitsch schließen: erstens trug sich dieses Befehl in demselben Stil, wie die Wiener und Prager Zentralstelle mit den leitenden Persönlichkeiten des entsprechenden Judenrats verhandelte. Und zweitens trat Rajakowitsch dem Joodschen Raad gegenüber mit verschiedenen Forderungen wiederholt auf, als einer der Herren aus der Zentralstelle.​[103]​ Daher ist denkbar, dass es Rajakowitsch auch als Leiter des SRJ weiter tat, zudem damals niemand von dem Joodschen Raad von der Existenz des SRJ wusste, so dass die Juden von einem Befehl aus dieser neuen Dienststelle nur verwirrt worden wären und ihm nicht gefolgt hätten. So folgten sie ihm auch, und entsprechend wurde auch ein Aufruf in das Wochenblatt Het Joodsche Weekblad platziert. Die Anzahl der geforderten Emigrationsfälle wurde im November noch auf 200 Fälle gesteigert.​[104]​ Diese Zahl war unrealistisch, da seit August 1941 keine Visen mehr ausgestellt worden waren, zudem am 23.8.1941 Himmler die erste Version seines Verbotes der weiteren Auswanderungen von Juden erlassen hatte.​[105]​ Und nur Rajakowitsch, der, wie ich später ausführen werde, nicht mehr direkt die aktuellen Informationen über die Regelung der Auswanderung erhielt, konnte an dem Stand der Dinge vom Frühjahr 1941 verharren.
Über diesen fortgeschrittenen Stand der „Endlösung“ wurde auch Seyß-Inquart Ende September von Hitler in Berlin unterrichtet; dabei wurde der Abtransport der nicht-niederländischen Juden in absehbarer Zukunft abgesprochen.​[106]​ 
Dieser, soweit wir wissen letzte große Versuch der Eichmann-Männer, in den Niederlanden die Entscheidungsgewalt an sich zu ziehen, scheiterte am 8. 10. 1941, indem Seyß-Inquart bei einer Besprechung, bei der alle Beteiligten anwesend waren, die Zuständigkeiten klarstellte:
 
„Der Beauftragte ist der allgemeine politische Vertreter des Reichskommissars. Die SiPo und die jüdische Auswanderungsstelle haben sich mit dem Beauftragten in allen wesentlichen Fragen ins Benehmen zu setzen. Intern ist eine Willensübereinstimmung zu erreichen. Wer die Entscheidung der Judenschaft gegenüber zum Ausdruck bringt, soll noch geklärt werden. Zwei Wege sind möglich: Die Polizei allein oder der Beauftragte und die Polizei. Der zweite Weg ist bisher mit Erfolg beschritten.
b) Die Außenstelle der Sicherheitspolizei hat alle polizeilichen Maßnahmen gegen die Judenschaft durchzuführen.
c) Die Zentralstelle für jüdische Auswanderung bleibt auf die Vorbereitung und Bearbeitung der Auswanderung der Juden beschränkt.“​[107]​

Das war auch das Ende vom Traum einer legislativ tätigen Zentralstelle für jüdische Auswanderung in Amsterdam. Trotz der nach Prager Muster hergestellten Auswanderungsformulare in deutsch und niederländisch​[108]​ waren es lediglich 200 Juden, die auswandern konnten.​[109]​ Ende Oktober wurde auch über den Umzug der Zentralstelle aus Van Eeghenstraat in die Euterpestraat 99.​[110]​ Im November 1941 reiste Walter Hammer nach Berlin in das RSHA-Amt VI zurück, und im Januar 1942 traf Hellmuth Reinhard in Oslo ein, um hier der Leiter der Gestapo zu werden.​[111]​ Erich Rajakowitsch verließ die Niederlande erst im Frühjahr 1943, um der Waffen-SS beizutreten, wie sein langjähriger Traum war.

IV.
Nach dieser Schilderung der Ereignisse von 1941 kann die Fragestellung in einigen Teilen als gelöst angesehen, muss aber gleichzeitig um einige Fragen angereichert werden. Es ist zwar deutlicher geworden, warum die Zentralstelle abgelehnt wurde – Seyß-Inquart wollte offensichtlich die Oberhand in seinem Reichskommissariat behalten. Dabei stellen sich weitere Fragen: 
Erstens, von wem wurde die Errichtung der Zentralstelle in Amsterdam betrieben? Der Einsatz Deppners, Reinhards und Hammers​[112]​ deutet auf die direkte Leitung des RSHA hin. Die Unterschiede bei der Realisierung der Errichtung - im Gegensatz zu Prag, wie oben erwähnt, wurden hierher wesentlich weniger Leute geschickt, wovon die meisten nicht in Amsterdam blieben - könnten darauf hindeuten, dass hinter der Errichtung nicht nur die Abteilung IVB4 stand. In welchem Kontext stand hier das Berliner Mittagessen  Himmlers am 5.5.1941? Stand nicht Himmler hinter der ganzen Planung der Zentralstelle, und versuchte nicht, bei diesem Mittagessen Seyß-Inquart zu einem Kompromiss für die Idee der Zentralstelle zu bringen? Bei der Gründung sind jedenfalls die Strukturen des Handwerks des IVB4 deutlich zu erkennen: Genau wie nach Prag kurz nach der Gründung der Zentralstelle 1939 Mitglieder des Wiener Judenrates geschickt wurden, um bei deren Aufbau zu helfen, wurden auch nach Amsterdam bald nach der Einrichtung der Zentralstelle Mitglieder des Prager Judenrats geschickt. Dafür, dass wie 1939 der Besuch vice versa geschehen hätte kommen, dass die Mitglieder des Amsterdamer Judenrates nach Prag geschickt worden wären, war nicht genügend Handlungsspielraum vorhanden; bis zum Herbst 1941 hatte die SiPo zu wenig Einfluss auf den Joodschen Raad. Und im Herbst 1941 wurde die Zentralstelle, wie sie am Tag der Errichtung und des Prager Besuches geplant war, aufgegeben.
Daran knüpft sich die zweite Frage: Die erfahrene Abteilung IVB4 des RSHA hätte eigentlich mit dem Widerstand Seyß-Inquarts rechnen müssen, denn sie hatte bereits früher ähnliche Erfahrungen gemacht. Die „Eichmann-Männer“ kannten alle Hauptprotagonisten der Szene des Reichskommissariats Niederlande Seyß-Inquart; Fischböck und Wimmer noch aus Österreich. Zumindest Eichmann erinnerte sich an gut daran, welche Schwierigkeiten er hatte, als er sein Wiener Modell schuf – das bedeutete nämlich das Überschreiten fremder Kompetenzen.​[113]​ Damit dies gelingen konnte, hätte eine ganze Kohorte der Spezialisten eingesetzt werden müssen. Warum schickten sie, verglichen mit den Gründungen in Berlin und Prag, nur vergleichsweise wenig Männer?
Drittens und letztens: Warum wurde erst so spät eine Zentralstelle errichtet? Wenn man die Judenauswanderungsverbote Himmlers, die zwischen August und Oktober entwickelt wurden,  oder den Hinweis Schellenbergs von 20.5.1941​[114]​ in Betracht zieht – schließlich war im Frühjahr 1941 die Auswanderung aus dem Protektorat fast unmöglich​[115]​ - muss erneut die Frage nach der Funktion einer Zentralstelle für jüdische Auswanderung zu dieser Zeit gestellt werden. 
Mit Abstand betrachtet ergibt die Situation dreier Ebenen; die der großen Entscheidungen (Himmler und Heydrich), die der mittleren (Berliner IVB4) und die der lokalen (Streitigkeiten in den Niederlanden zwischen Rauter, Böhmcker und dem Judenrat). Es gibt natürlich auch Personen, die sich in diesem Schema an der Grenze bewegen, wie der Reichskommissar Seyss-Inquart.

V.
Aus den vorherigen Ausführungen bieten sich einige Erklärungsansätze an, wobei diese miteinander tlw. verknüpft sein können. 
Eine der sich anbietenden Möglichkeiten ist, dass in den Niederlanden der Madagaskarplan auf Betreiben der Berliner Stellen weiter entwickelt wurde. Erstens erwähnt Rajakowitsch in seinen Verhören immer wieder, er habe sich 1941 mit der Entwicklung des Madagaskarplans beschäftigt; diese Aussage wird auch von seiner Sekretärin bestätigt.​[116]​ An diesen Plan dachte er wahrscheinlich auch, als er bei Calmeyer von der Auswanderungsstelle in Amsterdam als Muster für ganz Europa sprach. Nicht zu vergessen ist, dass Rajakowitsch bis zu seinem Verlassen Berlins der zweite Mann (Eichmann überließ ihm die meisten praktischen Fragen) in der Entwicklung der RSHA-Version des Madagaskarplanes war. Oft wurde angenommen, dass der Madagaskarplan Ende 1940 – spätestens seit dem Verzicht dem Angriff auf England („Operation Seelöwe“) aufgegeben wurde. Dennoch mit dem Entwickeln Barbarossas, mit dem Russland binnen drei Monate besiegt werden sollte, glaubte man, dass mit Kapitulation der Sowjetunion auch England kapitulieren würde.​[117]​ Damit wäre der Weg von den niederländischen Häfen (die Niederlande verfügte über den größten Hafen der Welt, Rotterdam) nach Madagaskar frei. In diesem Kontext ist weniger wichtig, wie fantastisch uns heute diese Vorstellung erscheint – die damalige Führungsspitze konnte sie als durchaus praktikabel wahrnehmen.​[118]​ Des weiteren erwähnte Eichmanns langjähriger Mitarbeiter Dieter Wisliceny in seinen Verhören 1946, Eichmann hätte den Madagaskarplan erst im Sommer 1941 aufgegeben.​[119]​ Auch wurde mehrmals über die Zentralstelle erwähnt, sie solle als Beispiel für die Lösung der Judenfrage für sämtliche europäische Staaten dienen.
Weitere Indizien, die dafür sprechen, ist die Tatsache, dass auch das Gebäude der Zentralstelle klein ist (siehe Bilder). Ein solches Haus hätte nie die Funktion der Auswanderungsförderung bewältigen können. Für den Anfang war es aber eine gute Unterkunft (die sich später, nach dem Krieg, hätte erweitern können) für die Administration einer Abschiebung nach Madagaskar. Schließlich wissen wir nicht, womit sich die IVB4 im Frühjahr 1941 beschäftigte: Obwohl ihre Aktivität sonst relativ gut dokumentiert ist, klafft in dieser Zeit eine Lücke.​[120]​
Rajakowitschs Verhalten macht seit Mai 1941 macht einen verlorenen Eindruck. Sein Bemühen um die Entwicklung des Madagaskarplans dürfte wohl - teilweise oder gänzlich - seine Eigeninitiative gewesen sein.  Zur selben Zeit, im Winter und Frühjahr 1941, beschäftigte sich in Paris der langjährige Kollege Rajakowitschs, Theodor Dannecker, mit der Entwicklung eines anderen Plans. Dannecker erwähnte in seinem Tätigkeitsbericht von 21.1.1941 eine „Ansiedlungsaktion in dem noch nicht zu bestimmenden Territorium.“​[121]​ Geichzeitig schlug er die Errichtung eines „zentrales Judenamtes“ in Frankreich vor.​[122]​ Was entstand, war ein von Franzosen geleitetes Commissariat General aux Questions Juives. Die verbleibenden jüdischen Vereine wurden im Januar von der SiPo gezwungen, sich zu einem Comité de Coordination de oeuvres de bienfaisance zusammenzuschließen. Um Kontrolle über den entstehenden Judenrat, dem Comité de Coordination, ausüben zu können, ließ Dannecker am 18. März 1941 zwei Mitglieder des Wiener Judenrats, Israelowitz und Biberstein, schicken.​[123]​ Beide Wiener Juden blieben in Paris und beteiligten sich an der späteren Entstehung des UGIF.*
Wenn man die harte Konkurrenz im Amt IVB4 in Betracht nimmt, könnte man deduzieren, dass in diesem Fall zwei hochgestellte Männer Eichmanns, die beide einige Zeit zuvor mit der Entwicklung des Madagaskarplans beauftragt worden waren, zur gleichen Zeit an zwei verschiedenen Plänen zur Lösung der Judenfrage arbeiteten. Dannecker, der hier auch Verhandlungen mit der Vichy-Regierung über die Durchführung des Madagaskarplans führte, kam zur Meinung, dass der Madagaskarplan zu kompliziert wäre, um durchgeführt zu werden, und fing an, sich mit einer „Ansiedlungsaktion“ in einem anderem Territorium zu beschäftigen. Rajakowitsch beschäftigte sich in Prag weiter mit dem Madagaskarplan, und tat dies auch dann, als er im März 1941 nach Amsterdam geschickt wurde. Die Frage ist lediglich, ob er mit der Aufgabe hierher geschickt wurde, den Madagaskarplan weiterzuentwickeln,  oder ob er es sich selbst zur Aufgabe gemacht hatte.
Dem Zweiteren würde auch seine Bindung an die Auswanderungsfonds, ohne die Sicherheit, dass dies auch funktionieren wird, entsprechen. In Berlin wusste man im Juli von seinen gescheiterten Plänen („da Rajakowitsch voraussichtlich nicht ermächtigt werden wird, in Holland eine Organisation nach dem Prager Vorbild aufzuziehen...“).​[124]​ Dafür spricht auch die Aussage von Georg Stiller von der Dresdener Bank: Rajakowitsch sei immer wieder nach Berlin zu der Dresdner Bank gekommen, erzählte von seinen Arisierungsplänen und suchte Verstärkung für Amsterdam.​[125]​ Hätte er im Auftrag des IVB4 gearbeitet, hätte er bestimmt eine Stärkung von seiner Heim-Abteilung IVB4 erhalten. Vielleicht ist die Ankunft Hellmuth Reinhards als solche zu deuten, dass Rajakowitsch abgelöst wird - da er seine Aufgabe nicht erfüllte.
Letzlich, wenn, wie ich annehme, die September-Anweisung aus der Zentralstelle an den Joodsche Raad, täglich 20 Emigrationsfälle zu liefern, tatsächlich von Rajakowitsch kam, würde es die These von dem verlorenen Posten Rajakowitschs bestätigen. Er war zwar über den Stand der Blutschutzbestimmungen im September noch gut informiert, da es früher sein Spezialgebiet war, und er durch die ehemaligen Kollegen bei seinen Berlin-Reisen leicht an die aktuellen Informationen kommen konnte. Aber zu dem Himmler-Erlass von 23.8. über das Auswanderungsverbot konnte er keinen Zugang haben, und so konnte ihm das Faux-Pas mit David Cohen unterlaufen.
Der niederländische Historiker Aalders lieferte die Erklärung, die Amsterdamer Zentralstelle wäre eine Reaktion Heydrichs auf die „Treuhändler-Verordnung“ (VO 48/1941) vom 12. März 1941. Gegen seine These spricht die Tatsache, dass die Zentralstelle zu kurz nach dieser Verordnung errichtet wurde. Außerdem wussten die Angestellten der SiPo von dieser Verordnung bereits einige Zeit vor deren Erlass (die „arischen“ Treuhänder mussten politisch überprüft werden) – daher hätte Heydrich nicht überrascht werden können, um mit der Errichtung der Zentralstelle reagieren zu können. Außerdem ist anzunehmen, dass auch das RSHA, genau wie das Auswärtige Amt, über die antijüdischen Verordnungen und deren Vorbereitung informiert war.
Auf der anderen Seite ist es wahrscheinlich, dass es die Arisierungen waren, die der Auseinandersetzung zwischen dem Reichskommissar und der SiPo eine besondere Brisanz verliehen. Die niederländischen Juden galten für die Nazis als reich: Aus den Niederlanden wurden in den Jahren 1940-1941 durch umfangreiche Lösegelderpressungen über Hundert Juden in die Schweiz freigekauft. Vergleichbares ist im ganzen okkupierten Europa nicht geschehen.​[126]​  Selbst 1944, als in Theresienstadt ein größerer Transport aus den Niederlanden erwartet wurde, ließ das SS- Wachpersonal die Pflastersteine aus der Strasse entfernen, damit die ankommenden niederländischen Juden keine Juwelen verstecken konnten.​[127]​
Es wäre ebenso denkbar, dass gerade weil das RSHA über die wohlhabenden niederländischen Juden gut unterrichtet war, es Wert darauf legte, dass deren Verfolgung unter ihrer Leitung geschah; denn wer die Kontrolle über diese hatte, hatte auch Kontrolle über deren Vermögen. Aus diesem Gesichtspunkt können die Ereignisse folgendermaßen interpretiert werden: Dem RSHA unter Heydrich gelang es nicht, die Judenangelegenheiten unter ihre Kontrolle zu bekommen, da Seyß-Inquart, mit seinen Erfahrungen aus Wien und Krakau, und fester leitender Hand, sich diese nicht nehmen ließ. Die erste Gelegenheit, einen Durchbruch in der niederländischen Szene für sich zu gewinnen, gelang dem RSHA erst mit dem Februar-Streik. Daraufhin wurde die Errichtung der Zentralstelle und Entsendung der erfahrenen „Eichmann-Männer“ beschlossen; die technischen Einzelheiten der Errichtung sollte die Berliner IVB4 übernehmen. Kurz darauf, im März oder Anfang April, besuchte auch Heydrich die Niederlande. Die Zentralstelle plante Heydrich allerdings als eine ad hoc Lösung  - eine erprobte Institution, der es gelingen würde, die Oberhand in der niederländischen Szene zu gewinnen. In den Augen der RSHA-Spitze war aber die Hauptaufgabe der Amsterdamer Zentralstelle, führenden Einfluss auf das niederländische Judentum auszuüben und es seines Besitzes zu berauben.
Mit dieser ad hoc Lösung hätte Heydrich auch mit einem Schlag eine zweite Fliege getroffen: Der Streik, der von den NS-Instanzen als ein „Judenproblem“ wahrgenommen wurde, und von den in den Niederlanden anwesenden deutschen Beamten offensichtlich nicht gemeistert werden konnte, konnte Heydrich dazu bewegen, in den Niederlanden eine erprobte Instanz aufzubauen, um weitere Unruhen zu vermeiden: die Zentralstelle. Die Emigration einiger Juden wäre demzufolge in Amsterdam nicht als vordergründig wahrgenommen worden, sondern eher als ein positives Nebenprodukt gesehen worden. In erster Linie ging es in Amsterdam um die Zentralstelle als eine legislative Instanz.
Bei dieser Interpretation bleibt jedoch fraglich, inwieweit Seyß-Inquart wusste, welche Lösung der “Judenprobleme“ genau ihm Heydrich bei seinem Besuch versprochen hatte. Es bleibt auch offen, ob Heydrich einen Befehl zur Errichtung einer Zentralstelle, die dicht mit dem Reichskommissariat zusammen arbeiten sollte, an die Abteilung IV B 4 durchgegeben hatte. Diese versuchte in dem Entwurf der Zentralstelle zu ihrem gewöhnten Modell von Wien und Prag zurückzukehren.

VI.
Die Errichtung der Zentralstelle für jüdische Auswanderung in Amsterdam ist irritierend. Es besteht ein deutlicher Quellenmangel, um ohne Weiteres eindeutige Schlüsse ziehen zu können. Die Ereignisse geschehen in einer Zeit, die zu bedeutungsschwanger ist – es ist die Periode, in der der Plan Barbarossa entwickelt, die Zwangsdeportation der Juden nach dem Osten (sei es in die Pripjet-Sümpfe oder nach Siberien) und der Madagaskar-Plan, wie von der Forschung angenommen, verlassen wurden - um deren Parallelität als nebensächlich abtun zu können. Dabei haben die anderen gleichzeitigen Ereignisse einen antithetischen Charakter; man kann die Errichtung der Amsterdamer Zentralstelle in den Kontext keiner diesen anderen Ereignisse gut einreihen.
Die oben vorgelegte Interpretationen wollte ich zur Debatte vorschlagen. Es ließen sich bestimmt noch weitere entwickeln, der Übersichtlichkeit halber habe ich mich für eine begrenztere Auswahl entschieden. Was dabei allerdings deutlich wird, ist, dass erstens einige Aspekte jeder Hypothese neben der anderen Möglichkeiten denkbar wären. Beispielsweise könnte es bei der Errichtung der Zentralstelle um eine zentrale Planung aus dem RSHA handeln, bei der sich einer der eingesetzten Umsetzer – Erich Rajakowitsch – von seinen alten Plänen der Madagaskar-Auswanderung nicht lösen konnte. Zweitens ist es wahrscheinlich, dass bei keiner Planung nur ein Ziel verfolgt wurde. Es wäre daher denkbar, dass während die neuen Pläne der Ostdeportationen entwickelt wurden, der alte Madagaskar-Plan noch nicht gänzlich verworfen worden war; man hatte ihn weiter im Visier behalten, um ihn in dem Fall, dass die neuen Pläne aus welchen Gründen auch immer verlassen werden mussten, wieder heranziehen zu können.
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